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Der Deutsche Frauenrat, Dachverband von 55 Mitgliedsverbänden mit rund elf
Millionen Einzelmitgliedern konnte im fünfzigsten Jahr seines Bestehens durch
kontinuierliche Lobbyarbeit auf ganz unterschiedlichen Politikfeldern seine
öffentliche Präsenz stärken und sich mehr Gehör verschaffen.

Viel dazu beigetragen haben die öffentliche Festveranstaltung anlässlich unseres 
50-jährigen Jubiläums im April 2002 und der Empfang beim Bundespräsidenten.

Mit der Aktionswoche „Kinder brauchen Kinder“ hat der Deutsche Frauenrat ganz
wesentlich einen Umdenkungsprozess befördert, der gerade in Deutschland lange
Zeit gebraucht hat. Dabei wurde sehr bewusst der Blick auf die Bedürfnisse von
Kindern gelenkt, weil gute Krippen, Kindergärten und Ganztagsschulen sowohl
ihnen zugute kommen als auch eine Wahlmöglichkeit der Eltern überhaupt erst
eröffnen.

Die in unseren Wahlprüfsteinen gebündelten Positionen und Forderungen wurden
von allen Parteien ausführlich kommentiert. Das bedeutet nicht, dass sie sich diese
auch zu Eigen gemacht haben, sondern heißt für uns, weiterhin hartnäckig und
flexibel alle Einflussmöglichkeiten zu nutzen.

Ausgehend von der Mitgliederversammlung 2001 hat der Deutsche Frauenrat über
das ganze Jahr hin die Gesundheitspolitik thematisiert. Die Aktivitäten der Arbeits-
gruppe, ein vertiefendes Pressegespräch und nicht zuletzt die Diskussionen der
diesjährigen Mitgliederversammlung sind gelungene Beispiele dafür, wie die Lobby
der Frauen ihre Kompetenzen ausweiten und öffentlich wirksam agieren kann.

In der schwierigen und zum Teil aggressiven Diskussion über das Zuwanderungs-
gesetz hat der Deutsche Frauenrat wesentlich dazu beigetragen, dass die
geschlechtsspezifische nichtstaatliche Verfolgung ein Abschiebehindernis ist und eine
Aufenthaltserlaubnis zwingend begründet. Obwohl diese Regelung hinter der
Anerkennung als Asylgrund zurückbleibt, auf die wir weiter mit Nachdruck
hinarbeiten müssen, schafft sie für verfolgte Frauen mehr Sicherheit als bisher – und
das zählt.

Ähnlich haben die Anstrengungen des Vorstandes, die hektische Debatte über die
Vorschläge der Hartz-Kommission zu beeinflussen, in einem wichtigen Punkt gewirkt:
Nicht mehr Familienväter (wie es ursprünglich hieß) sollen bei der Arbeitsvermittlung
bevorzugt werden, sondern „Arbeitslose, die besondere Verantwortung für
abhängige betreuungsbedürftige Personen oder Familienangehörige tragen“. Bei der
Umsetzung der Hartz-Vorschläge schon zwei Monate nach der Bundestagswahl
halfen dann leider alle Proteste nichts gegen die Ausweitung der geringfügigen
Beschäftigung und die Einführung eines neuen Niedriglohnsektors. Die bereits
eingeleitete Reform der sozialen Sicherungssysteme wird 2003 dem Deutschen
Frauenrat und seinen Mitgliedern hohes Engagement und viel Arbeit abverlangen.

Inge v. Bönninghausen
Vorsitzende

Präsenter und stärker
Der Deutsche Frauenrat im Jahr 2002

Greater Profile and
Influence
The Deutsche Frauenrat in 2002

The Deutsche Frauenrat (National Council
of German Women’s Organizations) is the
largest women’s NGO in Germany and an
umbrella organization for 55 affiliated
associations with a total membership of
around 11 million individuals. In the 50th
year of its existence, it has strengthened its
public profile by means of ongoing and
comprehensive lobby work.

The public celebrations held in April 2002
to mark our 50th anniversary played a
significant role in these efforts.

With a national campaign entitled „Kids
Need Kids,“ the Deutsche Frauenrat made
a major contribution to promoting recogni-
tion of the fact that daycare facilities and
programs in Germany are inadequate.

The statements and demands compiled in
our position papers for the German federal
elections received comprehensive treat-
ment by all the political parties.

The tense and at times acrimonious
national debate on the new immigration
legislation cast a shadow over the year
2002. Regarding asylum policy, The Deut-
sche Frauenrat contributed substantially to
raising awareness that non-governmental
and/or gender based persecution constitute
compelling grounds to prevent deportation
and grant residency status. As an initial
step, this increases security for female
victims of persecution.

The Deutsche Frauenrat made considerable
efforts to oppose the disadvantages that
will arise for women when the Hartz
commission’s proposals for reforming the
labor market are put into practice. Unfor-
tunately, all the protest actions were not
successful in preventing the expansion of
low-benefit jobs or the introduction of a
new low-income sector. The Deutsche Frau-
enrat and its member organizations will
need to redouble their efforts in 2003 in
order to counteract the reforms already
introduced to the social security system.

Inge v. Bönninghausen
President



Am 19. April 2002 feierte der Deutsche
Frauenrat sein 50-jähriges Jubiläum. Denn
1952 war im damaligen Westdeutschland
die erste Nummer der Informationen für
die Frau erschienen. Als Herausgeber
zeichnete der „Informationsdienst für
Frauenfragen e.V.“. Zu diesem Verein hat-
ten sich Vertreterinnen von 14 Frauenver-
bänden und Frauenreferaten gemischter
Organisationen zusammengeschlossen.
Dazu gehörten u.a. die Arbeitsgemein-
schaft katholischer Frauenverbände und 
-gruppen, die Deutsche Angestellten-Ge-
werkschaft, der Deutsche Akademikerin-
nenbund, der Deutsche Frauenring, der
Deutsche Gewerkschaftsbund, der Deut-
sche Hausfrauenbund, der Deutsche
Landfrauenverband, der Deutsche Staats-
bürgerinnen-Verband und die Evangeli-
sche Frauenarbeit in Deutschland. Zweck
dieses breiten Bündnisses war es, eine in-
teressierte Öffentlichkeit über „Frauenfra-

gen“ zu informieren und aufzuklären.
Konzeptionell und materiell unterstützt
wurde das Projekt von der Frauenabtei-
lung des US-Hochkommissariats in
Deutschland. Es verstand sich als Teil des
Reeducation-Programms der amerikani-
schen Militärregierung zur Förderung der
Demokratie in Westdeutschland.

Mit den Jahren wuchs das Frauenbündnis
und seine Zielsetzung veränderte sich. Ne-
ben dem Informationsdienst traten immer
mehr Aktionen und vor allem die politi-
sche Lobbyarbeit in den Vordergrund.
1969 wurde der Name des Vereins in
„Deutscher Frauenrat – Bundesvereini-
gung deutscher Frauenverbände und
Frauengruppen gemischter Verbände
e.V.“ verändert. Seit 1984 versteht sich
der Deutsche Frauenrat vor allem als Lob-
by der Frauen bei der Regierung, dem Par-
lament, den Parteien oder anderen Insti-
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Die unfertige Demokratie
50 Jahre Deutscher Frauenrat

Emanzipation, Öffentlichkeit und
Demokratie standen seit Anbeginn

der Frauenbewegungen in einem
engen Zusammenhang. Frauen

gründeten Vereine und ihre
eigenen Zeitungen gleich mit, weil

ihre Ideen, Forderungen und
Aktionen in der Männerpresse
verschwiegen oder polemisch
bekämpft wurden. Auch der

Deutsche Frauenrat startete als
„Informationsdienst für Frauen-
fragen“. Im April 1952 erschien

das erste Heft der Informationen
für die Frau. Der Band „Die

unfertige Demokratie“ analysiert
die fünfzig Jahrgänge dieser

Zeitschrift. Am Beispiel einzelner
Politikfelder dokumentiert er

wichtige Etappen im Kampf um
die Gleichberechtigung der

Bürgerinnen, die zwar seit 1949
Verfassungsgrundsatz ist – aber

noch lange nicht gelebte
Wirklichkeit.

Die Broschüre hat 92 Seiten, 
ist bebildert, kostet 5 EUR und kann

beim Deutschen Frauenrat 
bestellt werden.

Inge v. Bönninghausen und Christa Seeliger mit Bundespräsident Johannes Rau 
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An Imperfect
Democracy
Half a century of work by the
Deutsche Frauenrat

The Deutsche Frauenrat (National Council
of German Women’s Organizations) cele-
brated its 50th anniversary on 19 April
2002. In 1952, the first issue of „Informa-
tionen für die Frau“ (Information for
Women) appeared in the western sector of
post-war Germany. The publisher was an
association known as the „Informations-
dienst für Frauenfragen“ (Information
Service for Women’s Issues), consisting of
14 women’s organizations and women’s
departments of mixed groups. Its aim was
to raise awareness and deepen public
understanding of women’s issues. The
project received both conceptual and mate-
rial support from the US High Commission
in Germany. It was considered part of the
American military government’s re-educa-
tional program to promote democracy in
Germany.

Over the years, the women’s council
expanded and its aims changed. In addi-
tion to its information services, it engaged
in an increasing number of campaigns and
especially in political lobbying in order to
implement the equal rights guaranteed to
women by law. In 1969, it took on its
current name of the „Deutsche Frauenrat“
(National Council of German Women’s
Organizations). Since 1984, this umbrella
organization has viewed its primary task as
lobbying the government, parliament, poli-
tical parties and other institutions on
behalf of women’s rights. It currently repre-
sents 55 women’s associations and depart-
ments of mixed groups, which in turn have
a total membership of 11 million indivi-
duals.

The 50th anniversary in April 2002 was
marked by a major celebration attended by
more than 370 guests and launched by a
reception of the Deutsche Frauenrat and its
member organizations by the President of
the German Federal Republic.

tutionen. Er vertritt heute 55 Frauenver-
bände und -gruppen gemischter Organi-
sationen.

Das 50-jährige Jubiläum im April 2002 bot
Anlass für eine große Feier, die mit einem
Empfang beim Bundespräsidenten begann.
In seiner Rede vor den Vertreterinnen der
Mitgliedsverbände würdigte Johannes Rau
die Arbeit der Lobby der Frauen.

Und weil am Anfang des Deutschen Frau-
enrates eine Publikation stand, lag es
nahe, dieses Datum mit einem medienpo-
litischen Thema zu begehen: „Schema F –
Geschlechterdemokratie in der Medienge-
sellschaft“ lautete das Motto des Tages,
das mit Vorträgen und einer Podiumsdis-
kussion von allen Seiten beleuchtet wur-
de.

Weiteren Glanz erhielt das Jubiläum durch
das Grußwort des Gesandten Botschafts-
rates der USA, Richard J. Schmierer. Er

sprach über die Rolle, die die US-amerika-
nische Militärregierung im Nachkriegs-
deutschland bei der Gründung des Deut-
schen Frauenrates spielte. Dessen 50-jähri-
ge Geschichte kennen bisher nur wenige.
Sie wird ausführlich beschrieben in der
Festschrift „Die unfertige Demokratie – 50
Jahre Informationen für die Frau“, die an-
lässlich des Jubiläums vorgestellt wurde.

Über 370 TeilnehmerInnen, Vertreterin-
nen der Mitgliedsverbände des Deut-
schen Frauenrates, Gäste aus befreunde-
ten Verbänden, aus Politik und Medien
nahmen an der Festveranstaltung teil. Sie
war getragen von gegenseitiger Wert-
schätzung und von Stolz auf eine 50-
jährige gemeinsame und vielfältige Ge-
schichte.

Die Festvorträge im Internet:
www.frauenrat.de/files/IvB.pdf
www.frauenrat.de/files/BGaus.pdf
www.frauenrat.de/files/VRoggenkamp.pdf

Inge v. Bönninghausen nimmt die Glückwünsche von Petra Bläss, Vizepräsidentin des
Deutschen Bundestages a. D., entgegen
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Der Deutsche Frauenrat initiierte gemein-
sam mit der Frauenabteilung des DGB und
der Bundesarbeitsgemeinschaft kommu-
naler Frauenbüros (BAG) eine Aktionswo-
che „Kinder brauchen Kinder“ vom 1.-8.
Juni 2002. Ihr Ziel war es, öffentlich auf die
dringend notwendige Verbesserung der
Bildungs- und Betreuungseinrichtungen
hinzuweisen.

Denn die Kinderfrage ist trotz aller
Bemühungen nach wie vor eng mit der
Frauenfrage verbunden. Kindergärten und
Schulen sind weitestgehend Halbtagsein-
richtungen, zumindest im Westen. Wenn
in den östlichen Bundesländern die öf-
fentlichen Haushalte sparen müssen, ste-
hen die ganztägigen Kinderbetreuungs-

einrichtungen ganz oben auf der Kosten-
senkungsliste.

Bei der Planung der Öffnungszeiten und
der Unterrichtszeiten wird davon ausge-
gangen, dass immer jemand, zumeist die
Mutter, zu Hause ist. Weder wird die stei-
gende Erwerbstätigkeit der Frauen zur
Kenntnis genommen noch, dass die man-
gelnde und mangelhafte Kinderbetreuung
für viele Frauen das entscheidende Hemm-
nis ist, ihren Wunsch, erwerbstätig zu sein,
realisieren zu können.

In Deutschland wird die Kindererziehung
weitestgehend als eine Privatsache gese-
hen. Der Staat versucht mit staatlichen
Transferleistungen (Steuervergünstigung,
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Kinder brauchen Kinder
Bundesweite Aktionswoche zur Kinderbetreuung
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Kindergeld etc.) mehr Gerechtigkeit her-
zustellen zwischen Familien und Erwach-
senen, die ohne Kinder leben. Die Finan-
zierung der sozialen Infrastruktur folgt bis-
her erst an zweiter Stelle.

Ein Blick über die Grenzen Deutschlands
zeigt, dass andere Länder die Prioritäten
anders gesetzt haben. Hier sorgt die Poli-
tik zunächst für die soziale Infrastruktur
mit ganztägigen Bildungs- und Betreu-
ungseinrichtungen und schafft in zweiter
Linie durch Transferleistungen eine aus-

gleichende Gerechtigkeit auf der finanzi-
ellen Ebene.

Die zentralen Forderungen der Aktions-
woche lauteten daher:
� Ein Flächen deckendes ganztägiges Bil-

dungs- und Betreuungsangebot für
Kinder aller Altersstufen bis zum Ende
der allgemeinen Schulpflicht,

� flexible, elternfreundliche Öffnungszei-
ten,

� eine bessere inhaltliche und materielle
Ausstattung der Einrichtungen.

Kids Need Kids
National campaign for daycare

The Deutsche Frauenrat (National Council
of German Women’s Organizations),
together with the Office of Women’s Affairs
at the Council of German Trade Unions
(DGB) and the Federal League of Municipal
Offices for Women’s Affairs (BAG), laun-
ched a campaign entitled „Kids Need Kids“
in the week of June 1-8, 2002. It aimed to
raise awareness of urgently needed impro-
vements in school and daycare facilities.
For despite all efforts to broaden horizons,
children’s issues remain closely linked to
women’s issues. The vast majority of child-
care centers and schools still provide only
half-day services. In scheduling opening
hours and lesson times, the assumption is
always that an adult, usually the mother, is
at home. Rising employment figures for
women are not taken into account, nor the
fact that non-existent or inadequate
daycare is the main factor preventing many
women who would like to from taking a
job.

In Germany, childcare is viewed predomi-
nately as a private matter. Using state
compensation (tax relief, child benefits,
etc.), the government is attempting to level
the playing field for families vis-à-vis adults
living without children. A lower priority has
thus far been given to funding the requisite
social infrastructure.

A glance across Germany’s borders reveals
that other countries have ordered their
priorities the other way around. Neighbo-
ring governments have focused on establi-
shing social infrastructures with full-day
educational and daycare facilities, and then
turned to providing compensation in order
to distribute the financial burden fairly.

The campaign week therefore concentrated
on the following central demands:
� Universal, full-day educational programs
for children of all ages for all the years of
mandatory school attendance,
� flexible, parent-friendly opening hours,
� better equipment at the facilities, both in
terms of quality and scope.

More than 300 daycare centers, equal
opportunity officers, women’s groups and
trade unions participated in the campaign
week, along with parents’ and children’s
representatives from 200 cities and munici-
palities, engaging in a broad array of activi-
ties which were well covered by the local
and regional press.

Handzettel für die Aktionswoche



Erstellt wurden für die Aktionswoche eine
Materialsammlung mit Argumentations-
hilfe sowie Plakate und Handzettel, mit
denen Interessierte vor Ort ihre eigenen
Aktionen planen und durchführen konn-
ten. Über 300 Kindereinrichtungen,
Gleichstellungsbeauftragte, Frauen- und
Gewerkschaftsgruppen sowie Interessens-
vertretungen von Eltern und Kindern aus
200 Städten und Gemeinden beteiligten
sich an der Aktionswoche mit einer breiten

Palette von Aktivitäten: Straßenaktionen,
Kinder- und Schulfeste, Informationsstän-
de, Straßentheater, Podiumsdiskussionen
zwischen Fachleuten und Parteivertrete-
rInnen u.v.m. Sie fanden einen guten Wie-
derhall in den lokalen und regionalen Me-
dien.

Die Materialsammlung für die Aktionswoche
im Internet:
www.frauenrat.de/files/
Frauenrat_Arbeitsheft.pdf

6
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Im Frühjahr 2002 setzte Bundeskanzler
Schröder eine Kommission „Moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ ein un-
ter dem Vorsitz des VW-Vorstandsmitglieds
Dr. Peter Hartz. 14 Männer und eine Frau
aus Politik, Wirtschaft, Gewerkschaften und
Beratung hatten den Auftrag, Vorschläge zu
erarbeiten zur „Modernisierung der Bun-
desanstalt für Arbeit und zur schnelleren Ar-
beitsvermittlung“. Die weit über diesen Auf-
trag hinausgehenden Pläne wurden in der
Öffentlichkeit breit diskutiert und zu einem
Gesetzentwurf verarbeitet. Der Deutsche
Frauenrat hat sich mehrfach in diese Debat-
te eingeschaltet und seine Kritik in Briefen
an die politisch Verantwortlichen und in
Stellungnahmen öffentlich gemacht.

Zuletzt wandte er sich Anfang November
2002 gemeinsam mit dem Deutschen Ju-
ristinnenbund und der Bundesarbeitsge-
meinschaft berufliche Perspektiven für
Frauen in einem offenen Brief an die Bun-
desregierung und den Bundestag mit dem
Appell: Arbeitsuchende und arbeitslose
Frauen dürfen bei der Umsetzung des
Hartz-Konzeptes nicht die großen Verlie-
rerinnen werden.

Verwiesen wurde in diesem Brief auf die
Verpflichtung, wie sie im Vorspann des
Hartz-Berichtes steht, dass „alle weiteren
Schritte zur Konkretisierung ... detailliert
überprüft werden müssen, inwieweit sie
dem Postulat der Gleichstellung Rechnung
tragen bzw. direkt oder indirekt Benach-
teiligungen fortschreiben oder neue ent-
stehen lassen“.

Dieser Verpflichtung aber wird der Ge-
setzentwurf „Moderne Dienstleistungen

am Arbeitsmarkt“ in keiner Weise gerecht.
Im Gegenteil. Eine Umsetzung der Pläne in
der vorgeschlagenen Weise verschärft die
Benachteiligungen von Frauen im Er-
werbsleben und in den sozialen Siche-
rungssystemen. Diskriminiert werden
Frauen durch
� die verschärfte Bedürftigkeitsprüfung

und die erhöhte Anrechnung des Part-
nereinkommens bei der Arbeitslosen-
hilfe,

� die Anhebung der Geringfügigkeits-
grenze, d.h. die Ausweitung der 325
Euro-Jobs auf 400 Euro, weil sie nur mi-
nimalen Sozialversicherungsschutz bie-
ten,

� die geplante Zusammenlegung von Ar-
beitslosen- und Sozialhilfe, insbesonde-
re dann, wenn sie wegen fehlender Kin-
derbetreuung nicht als voll erwerbs-
fähig eingestuft werden sollten.

Die Forderung aller Frauenverbände,
Dienstleistungsagenturen für haushaltsna-
he Tätigkeiten zu fördern und so illegale
Beschäftigungsverhältnisse in reguläre
umzuwandeln, kommt in diesem Gesetz-
entwurf ebenfalls nicht vor.

Die Autorinnen des offenen Briefes for-
derten daher, das weitere Gesetzge-
bungsverfahren am Leitbild einer nachhal-
tigen, existenzsichernden und eigenstän-
digen Arbeitsmarktintegration von Frauen
zu orientieren.

Der offene Brief an die Bundesregierung im
Internet: 
www.frauenrat.de/files/gemOffenerBrief.pdf

Das Hartz-Konzept
Arbeitsmarktreform

The Hartz Model
Labor market reforms

In the spring of 2002, Chancellor Schröder
established a commission entitled „Modern
Labor Market Services“ headed by a
member of the Volkswagen executive
board, Dr. Peter Hartz. Consisting of 14
men and one women active in politics,
economics, and trade unions, the commis-
sion was charged with developing propo-
sals to „modernize the Federal Labor
Agency and to streamline job placement“.
Extending well beyond the stated aims, the
conclusions of the „Hartz Commission“
were subjected to extensive public debate
and have since formed the basis for
proposed legislation. The Deutsche Frau-
enrat (National Council of German
Women’s Organizations) has been an
active participant in these debates, publici-
zing its critique in the form of position
statements and appeals to political deci-
sion-makers.

Legislation passed as a result of the
commission’s proposals violates the provi-
sions for equal opportunities for women
and men anchored in German and EU law,
and will exacerbate the disadvantages that
women experience in employment and
social security. Women are especially
subject to discrimination due to the follo-
wing points:
� Stricter analyses of need and greater
weight accorded to spousal income in
determining the level of unemployment
benefits,
� raising the income limit for jobs that are
required to offer only minimal social secu-
rity benefits, from 325 to 400 euros per
month,
� moreover, the planned consolidation of
unemployment and welfare benefits can
place a disproportionate burden on
women, especially if they cannot be consi-
dered fully employable on account of
inadequate childcare services.
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Das Jahr 2002 stand ganz im Zeichen der
Bundestagwahl am 22. September. Der
Deutsche Frauenrat hat sich darauf gut
vorbereitet. Wie auf der Mitgliederver-
sammlung 2001 beschlossen, erarbeite-
ten Vorstand und Geschäftsstelle Wahl-
prüfsteine zu den zentralen Themen Fa-
milienpolitik, Beschäftigungspolitik, Ge-
sundheitspolitik sowie Asyl- und Einwan-
derungspolitik. AdressatInnen der Wahl-
prüfsteine waren die Bundes- und Lan-
desvorstände der im Bundestag vertrete-
nen Parteien. Ausführlich antworteten für
die CDU die Parteivorsitzende Dr. Angela
Merkel, für die SPD der ehemalige Gene-
ralsekretär Franz Müntefering, für die FDP
die Generalsekretärin Cornelia Pieper, für
B90/GRÜNE die ehemalige Parteivorsit-
zende Claudia Roth und für die PDS die
einstige stellvertretende Fraktionsvorsit-
zende Petra Pau.

Jeder Wahlprüfstein umfasste einen For-
derungskatalog und eine ausführliche Ar-
gumentationshilfe. Das komplette „Pa-
ket“ war Ende Mai fertig und konnte von
den Mitgliedsverbänden und anderen in-
teressierten Organisationen für die eigene
Arbeit während des Wahlkampfes genutzt
werden. Viele Verbände veröffentlichen
die Texte ganz oder auszugsweise in ihren
Medien, andere passten sie ihren eigenen
Positionen an, wieder andere bestritten
Veranstaltungen auf der Grundlage dieser
Wahlprüfsteine. Wie zum Beispiel der
Ökumenische Frauenaktionskreis Berlin-
Brandenburg, der am 3. September 2002
gemeinsam mit dem Deutschen Frauenrat
eine Podiumsdiskussion mit Bundestags-
kandidatinnen aller Parteien durchführte.
Motto des Abends: „Wir haben die Wahl
– Politik auf dem Prüfstand von Frauen“.

Außerdem nahm der Deutsche Frauenrat
die Wahlprogramme der Parteien unter
frauen- und geschlechterpolitischen Ge-
sichtspunkten kritisch unter die Lupe. Die
Ergebnisse wurden auf der Website veröf-
fentlicht.

Nach der Bundestagswahl machte der
Deutsche Frauenrat einen umfassenden
Katalog (noch) nicht umgesetzter Forde-
rungen öffentlich und legte ihn den rot-
grünen KoalitionärInnen vor.

Im Internet:
Wahlprüfsteine: 
www.frauenrat.de/files/
Wahlprüfsteine2002(web).pdf
Wahlprogramme unter die Lupe genommen:
www.frauenrat.de/files/
Wahlprogramme(web).pdf
Forderungen an die Regierungskoalition:
www.frauenrat.de/files/
DFzuKoalitionsvereinbarung.pdf
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„Wenn du dich nicht
entscheidest, verlasse ich dich
– deine Demokratie“
Die Wahlprüfsteine zur Bundestagswahl

„If You Don’t Make up
Your Mind, I’m Going

to Leave You – 
Your Democracy“

Position papers for the 
federal elections

The year 2002 was dominated by the
federal elections held on September 22.

The Deutsche Frauenrat (National Council
of German Women’s Organizations) was

well prepared, having worked out position
papers on the key issues of family policy,

labor policy, health issues, and immigration
and asylum legislation. These position

papers were sent to the federal and state
executive committees of the parties repre-

sented in Parliament.

Each position paper comprised a catalogue
of demands and comprehensive explana-

tory material. The complete position „pack-
ages“ were finished by the end of May and
made available for use by member associa-
tions and other interested organizations in
their own work leading up to the election.
Many associations published all or part of

the texts in their own periodicals, others
adapted them to their own positions, and

yet others organized events on the basis of
these position statements.

In addition, the Deutsche Frauenrat
subjected the parties’ electoral platforms to
critical analysis from women’s and gender-

oriented perspectives.

Following the federal elections, the Deut-
sche Frauenrat published a comprehensive
catalogue of demands that have not (yet)
been met and presented it to members of

the reelected government (Social Democrat
and Green parties) in working out their

new coalition agreement.



9

Ausgangssituation und 
Handlungsbedarf:

Frauen haben auch heute noch
schlechtere Chancen als Männer,
durch Erwerbsarbeit ein existenz-
sicherndes Einkommen zu erzielen.
Die vielfältigen Ursachen reichen von
einer oft noch traditionellen Berufs-
wahl über die Unterbewertung z. B.
des Dienstleistungs- und Pflegebe-
reichs bis hin zur „gläsernen Decke“,
an die auch gut ausgebildete Frauen
stoßen.

In den neuen Bundesländern haben
der Abbau von Ausbildungs- und Ar-
beitsplätzen sowie von Betreuungs-
einrichtungen die eigenständige Exis-
tenzsicherung schnell den „westdeut-
schen Verhältnissen“ angepasst.

Dass Frauen folglich im Durchschnitt
ca. dreißig Prozent weniger verdienen
als Männer führt dazu, dass immer
wieder sie es sind, die für Familienauf-
gaben ihre Erwerbstätigkeit unterbre-
chen: Im Gesamtbudget der Familie
ist der Verlust des geringeren Frauen-
einkommens leichter zu verschmerzen
als der des Männereinkommens. Väter
und Mütter können unter den heuti-

gen Bedingungen Familienaufgaben
und Vollerwerbstätigkeit nicht gleich
verteilt miteinander verbinden.

Die Probleme sind nur mit umfassen-
den strukturellen geschlechtergerech-
ten Reformen zu lösen, die zugleich
an folgenden Punkten ansetzen müs-
sen:
� Maßnahmen der Wirtschaftsförde-

rung und Arbeitsförderung müssen
konsequent unter Berücksichtigung
der Auswirkungen auf beide Ge-
schlechter (Gender Mainstreaming)
durchgeführt werden.

� Die Vereinbarkeit von Erwerbs- und
Familienarbeit muss für Väter und
Mütter verbessert werden.

� Geschlechtergerechte Aus- und
Fortbildungsprogramme müssen
die geschlechtsspezifische Auftei-
lung des Arbeitsmarktes in einen
männerdominierten Hochlohnbe-
reich und einen frauendominierten
Niedriglohnbereich endlich über-
winden.

Dazu fordert der Deutsche Frauenrat:
� Einen jährlichen Regierungsbericht

über die Effizienz bisheriger Maß-
nahmen mit dem deutlichen Ziel

der verbesserten Förderung der
Chancengleichheit. Dazu gehören
eine geschlechtsspezifische Analyse
und Bewertung aller Arbeitsförde-
rungsmaßnahmen der Bundesan-
stalt für Arbeit für die letzten fünf
Jahre.

� Ein wirksames Gleichstellungsge-
setz für die Privatwirtschaft.

� Ein Gesetz zur Regelung der famili-
enbedingten Teilzeitarbeit nach
dem Modell der Altersteilzeit, wel-
ches Vätern und Müttern gleiche
Chancen der familienbedingten
Freistellung von der Erwerbsarbeit
eröffnet.

� Eine Arbeitsmarktpolitik, die eine
gleichberechtigte Teilnahme von
Frauen und Männern an Erwerbs-
arbeit, Familie und Ehrenamt er-
möglicht.

� Ein Regierungsprogramm zur Absi-
cherung existenzsichernder Löhne,
die der Ausweitung des Nied-
riglohnbereichs insbesondere in
haushalts- und personennahen
Dienstleistungsberufen entgegen-
wirkt. Hierzu gehören die Grün-
dung und Förderung von Dienstleis-
tungs-Pools.

WAHLPRÜFSTEIN

Geschlechtergerechte Beschäftigungspolitik

D
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 (
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Wahlkampf 2002



Die Gesundheitspolitik mit all ihren fi-
nanziellen, medizinischen und sozialen
Aspekten steht ganz oben auf der politi-
schen Tagesordnung. Die Mitgliederver-
sammlung des Deutschen Frauenrates
hat daher bereits 2001 einen weitrei-
chenden Beschluss zur Frauengesund-
heitsreform gefasst. Darin wird die Bun-
desregierung aufgefordert, die nächste
Stufe der Gesundheitsreform mit dem
klaren Ziel einer Qualitätsverbesserung
unter genderspezifischen Aspekten
durchzuführen. Dazu muss vor allem der
zukünftige Leistungsumfang der gesetz-
lichen Krankenversicherung geschlech-
tergerecht definiert werden. Eine ausrei-
chende Beteiligung von weiblichen Sach-
verständigen in den Gremien muss si-
chergestellt werden.

Verbandsintern wurde eine Arbeitsgruppe
„Gesundheitspolitik“ eingerichtet, an der
Vertreterinnen verschiedener Mitglieds-
verbände teilnehmen. Die Einführung des
ersten Disease-Management-Programms
für Diabetes am 1.7.2002 nutzte der
Deutsche Frauenrat u.a. für ein Presse-
gespräch mit FachjournalistInnen zum
Thema Frauengesundheit. Am Beispiel
dieses ersten Bausteins zur systematischen
Betreuung und Versorgung von chronisch
Erkrankten machten Medizin-Expertinnen
deutlich, dass geschlechtsspezifische Fra-
gen nicht nur in der medizinischen Daten-
erhebung und Versorgungsforschung bis-
lang keine Rolle spielen. 

Seit jeher diente die „andere“ Biologie von
Frauen dazu, ihre Ungleichbehandlung
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Die Medizin kennt 
(k)ein Geschlecht
Frauengesundheit

Ärzte-Zeitung Nr. 120, 1. 7. 2002
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Medicine Assumes a
Male Biology
Healthcare for women

Health issues with all the associated finan-
cial, medical and social aspects occupy a
very high position on the political agenda.
The 2001 general assembly of the Deut-
sche Frauenrat (National Council of
German Women’s Organizations) therefore
passed a comprehensive resolution on
reform in women’s health policy. It
demanded that the federal government
carry out the next stage of healthcare
reform with the clear aim of improving
quality based on gender-specific concerns.

At the introduction of the first disease
management program for diabetes on July
1, 2002, the Deutsche Frauenrat took the
opportunity to hold a press conference on
women’s health. Taking this pilot program
for systematic care and support of the
chronically ill as an example, women
medical experts clearly demonstrated that
gender-specific issues have thus far been
ignored not only when gathering data and
researching treatment. Viewing female
biology as a „deviation“ from the norm
has always been used to justify unequal
treatment and the exclusion of women
from many areas of society. But precisely in
the field of healthcare, where it would
make sense to examine biological diffe-
rence, the medical profession is gender-
blind – with the exception of gynecology,
of course. This in turn leads to insufficient,
exaggerated, and/or faulty healthcare for
women.

The Deutsche Frauenrat and its member
organizations active in the healthcare fields
have therefore put forward demands and
aims for healthcare policies that treat
women fairly.
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und ihren Ausschluss aus vielen gesell-
schaftlichen Bereichen zu rechtfertigen.
Doch gerade in der Medizin, wo eine bio-
logische Fragestellung tatsächlich ange-
messen ist, kennt man(n) – abgesehen von
der Gynäkologie – keine Geschlechter.
Dies führt zu Unter-, Über- und Fehlver-
sorgung von Frauen im Gesundheitswe-
sen. Anlass für den Deutschen Frauenrat
und seine im Gesundheitsbereich aktiven
Mitgliedsverbände ihre Forderungen und
Vorstellungen zu einer frauengerechten
Gesundheitspolitik öffentlich zu machen.

Das Thema Frauengesundheit fand auch
seinen Niederschlag im Themenschwer-
punkt der Zeitschrift FrauenRat (3/2002)
und wird im kommenden Jahr weiter Be-
deutung haben (vgl. S. 16).

Zentrale Forderungen für eine geschlech-
tergerechte Gesundheitspolitik:
� Gender Mainstreaming muss in allen

Bereichen des Gesundheitswesens An-
wendung finden. Die Erkenntnisse zu
Defiziten in der Frauengesundheitsver-
sorgung müssen in Gesetzgebung so-
wie Forschung und Lehre umgesetzt
werden.

� Expertinnen sind angemessen zu betei-
ligen in allen Gremien, die z. B. über
Gesundheitsziele im Zusammenhang
mit der bevorstehenden Gesundheits-
reform, Regelleistungen der gesetzli-
chen Krankenkassen, Mutterschafts-
richtlinien und Therapieleitlinien bera-
ten und beschließen.

� Die verbrauchende Forschung mit Em-
bryonen muss verboten bleiben. Präim-
plantationsdiagnostik (PID) darf nicht
zugelassen werden. Die schon einge-
führten Techniken, insbesondere Prä-
nataldiagnostik und In-vitro-Fertilisati-
on, müssen im Interesse einer expliziten
informierten Zustimmung mehr als bis-
her mit freiwilliger und unabhängiger
medizinischer und psychosozialer Bera-
tung verknüpft werden.

� Das Angebot der geriatrischen und ge-
rontologischen Versorgung sowie der
Palliativmedizin ist unter frauenspezifi-
schen Gesichtspunkten zu verbessern.

„Frauen- und Gesundheitspolitik“ – Vortrag
von Ulrike Hauffe auf der Mitgliederversamm-
lung des Deutschen Frauenrates am 9.11.02,
im Internet:
www.frauenrat.de/files/VortragHauffe.pdf
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Das neue Zuwanderungsgesetz konnte in
der vergangenen Legislaturperiode nicht
realisiert werden, weil das Bundesverfas-
sungsgericht das Abstimmungsverfahren
für nichtig erklärt hat. Schon zu Beginn der
heftigen öffentlichen Debatte um den Ge-
setzentwurf hatte sich der Deutsche Frau-
enrat mit einer Stellungnahme zu Wort ge-
meldet. Seine Kritik zielte allgemein auf die
unzulänglich geführte gesellschaftliche De-
batte im Zusammenhang mit der Neure-
gelung der Zuwanderung. Insbesondere
forderte er, dass die nichtstaatliche Verfol-
gung wegen des Geschlechts endlich als
Asylgrund anerkannt wird. Das ist nicht ge-
schehen und selbst das im Gesetz vorge-
sehene Abschiebehindernis, das eine Auf-
enthaltserlaubnis begründet, drohte zur
„Verhandlungsmasse“ zu werden.

Die politische Neuverhandlung eines Zu-
wanderungsgesetzes gibt deshalb Anlass
zu größter Wachsamkeit. Der Deutsche
Frauenrat wird sich verstärkt für seine For-
derungen einsetzen:

In der geschlechtergerechten Asylpolitik:
� Die ausdrückliche Anerkennung nicht-

staatlicher und geschlechtsspezifischer
Verfolgung von Frauen als anerkannte
Gründe im Asylverfahren.

� Ein Asylverfahren, das der Situation von
Frauen gerecht wird durch Anhörerin-
nen und Dolmetscherinnen, vom Ehe-
mann getrennte Anhörung, unabhän-
gige Asylverfahrensberatung vor der
Anhörung.

� Schutz von Frauen und Mädchen in den
Unterkünften für Asylsuchende, mög-
lichst dezentrale Unterbringung von
Asylsuchenden.

In der Einwanderungspolitik:
� Gleiche Chancen für beide Geschlech-

ter bei der Zuwanderung.

� Abbau ausländerrechtlicher Benachtei-
ligungen von Frauen, d. h. Berücksich-
tigung der frauenspezifischen Biografi-
en bei den Möglichkeiten zur Verfesti-
gung des Aufenthaltsstatus.

� Angemessene Regelungen des Famili-
ennachzugs.

� Sicherung der Grundrechte für Frauen
ohne legalen Aufenthaltsstatus: d. h.
Zugang zu medizinischer Versorgung
auch bei fehlendem Aufenthaltsstatus
entsprechend den Regelungen anderer
europäischer Länder.

Im Zusammenhang mit der Zuwanderung
darf das Thema Frauenhandel nicht aus-
geblendet werden. Der Deutsche Frauen-
rat fordert im Kampf gegen dieses Verbre-
chen:
� Unterstützung der Aufklärungsarbeit in

den Herkunftsländern der Frauen z. B.
durch dortige Frauenprojekte.

� Ein Flächen deckendes Netz von Fach-
beratungsstellen in Deutschland zur
Unterstützung der Opfer von Men-
schenhandel sowie Einsatz von mehr
spezialisierten Ermittlern gegen Men-
schenhandel bei der Polizei.

� Regelung der Kostenübernahme wäh-
rend der Zeit der Betreuung und für die
Rückkehr ins Herkunftsland sowie an
den individuellen Bedürfnissen orien-
tierte Bleiberechtsregelungen für Opfer
von Menschenhandel.

Die Stellungnahme des Deutschen Frauenrates
zum Zuwanderungsgesetz im Internet:
www.frauenrat.de/files/Stellungnahme-
ZuwanderungsG-7.1.2002(Web)1.pdf

Vgl. auch Wahlprüfstein für eine geschlechter-
gerechte Asyl- und Einwanderungspolitik

Geschlechtsspezifische
Verfolgung anerkennen
Zuwanderungsgesetz

Recognizing Gender-
Specific Persecution

Immigration legislation

The new immigration legislation did not
come into effect during the passed legisla-

tive period, because the ratification process
was declared invalid by the German 

Constitutional Court. The Deutsche Frau-
enrat (National Council of German

Women’s Organizations) was actively
involved in the heated debate surrounding
this issue. One of its main demands is that

non-governmental persecution on the basis
of gender must finally be recognized as

grounds to prohibit deportation of asylum
seekers. This was finally incorporated into

the draft. But due to the ruling of the
Constituional Court, the immigration legis-

lation was sent back to the negotiating
table, endangering the results achieved
thus far in recognizing gender-specific 

persecution.

Therefore extreme vigilance is now
required. The Deutsche Frauenrat will

redouble its efforts to achieve its demands:

Asylum policies:
� Explicit recognition of non-governmental
and gender-specific persecution of women

as grounds for granting asylum.
� Asylum proceedings that fairly address

the situation of women.
� Protection for women and girls at 

residential facilities for asylum seekers.
� Decentralized housing facilities for asylum

seekers (no collective holding centers).

Immigration and naturalization policies:
� Equal immigration opportunities for

women and men.
� Removal of disadvantages for women in

immigration law.
� Appropriate rules for allowing family

members to join immigrants.
� Ensuring basic rights for women who do

not have legal residency status.

The issue of trafficking in women cannot be
viewed in isolation from immigration

policy. The Deutsche Frauenrat calls for the
following in combating this crime:

� Support for informational campaigns in
the women’s countries of origin.

� Comprehensive network of counseling
centers in Germany to help trafficking

victims, and a greater number of specia-
lized police personnel to combat trafficking

in human beings.
� Cost regulations for the duration of 

assistance and for return to the country of
origin, and residence regulations for 

trafficking victims that take into account 
individual needs.
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Europäische Union

Der Deutsche Frauenrat ist Gründungs-
mitglied der European Women’s Lobby
(EWL), die in Brüssel die Interessen von
Frauen in den Mitgliedstaaten vertritt; er
hat dort einen Sitz im Vorstand. Folgende
Aktivitäten bestimmten das Jahr 2002:

Frauenhandel
Das von der EWL eingesetzte „Observa-
tory on Violence against Women“ hat auf
europäischer und internationaler Ebene in-
tensiv weiter gearbeitet am Thema Frauen-

13

Weltweit aktiv für
Frauenrechte

Internationale Aktivitäten 

Promoting Women’s
Rights Around the
World
International activities

European Union
The Deutsche Frauenrat (National Council
of German Women’s Organizations) is a
founding member of the European
Women’s Lobby (EWL), which represents
the interest of European women in Brus-
sels, and has a seat on its executive
committee. The year 2002 was marked by
the following activities and concerns:

Trafficking in women

The „Observatory on Violence against
Women“ body launched by the EWL has
continued to work intensively against traf-
ficking in women on the European and
international levels.

Shadow directive

In the course of implementing article 13 of
the EU Treaty (anti-discrimination), the
European Commission announced a new
directive. It is intended to address all 
remaining areas of discrimination with the
exception of labor issues.

For the EWL, it is important that this new
directive not only guards against discrimi-
nation, but also encourages positive
measures for equal opportunities. The EWL
has therefore entered the offensive with a
shadow directive of its own for the first
time. The member associations were asked
to provide information on their respective
national legislation as well as on their
primary demands.

The EU Equal Treatment Directive
(76/207/EEC)

In general, this directive provides new
means for implementing equal treatment
of men and women in practice, especially
by requiring member states to set up inde-
pendent, national-level bodies to promote,
analyze, and encourage equal treatment of
all persons without discrimination on the
basis of sex.

Draft of a European Constitutional Treaty

The Deutsche Frauenrat supports the posi-
tion of the EWL regarding the preliminary
draft of a European Constitutional Treaty.

It expressed its incomprehension to the
responsible members of the German
government and to the German representa-
tives of the Convention for the Future of
Europe working on a European constitution
over the fact that this draft does not contain
a single mention of equal opportunities for 

handel. Hier gibt es einen Dauerkonflikt
innerhalb der EWL, weil mit Ausnahme
von Deutschland, Österreich und den Nie-
derlanden alle anderen Mitglieder Prosti-
tution und Frauenhandel gleichsetzen und
auf gleiche Weise bekämpfen.

Schattenrichtlinie
Im Zuge der Umsetzung von Art.13
EU-Vertrag (Antidiskriminierung) hat
die Europäische Kommission eine
neue Richtlinie angekündigt. Mit Aus-

nahme der Beschäftigungspolitik (die in
76/207/EWG und 2000/78/EG geregelt
wird) sollen hier alle Diskriminierungstat-
bestände behandelt werden.

Der EWL ist es wichtig, dass diese neue
Richtlinie nicht nur Diskriminierung

abwehrt, sondern auch die positive
Förderung der Gleichstellung be-
inhaltet. Daher ist sie erstmalig
mit einer eigenen Schatten-
Richtlinie in die Offensive gegan-

gen. Die Verbände wurden zu ih-
rer nationalen Gesetzgebung sowie

zu ihren vordringlichen Forderungen be-
fragt. Der europaweite Konsultationspro-
zess wurde ergänzt durch juristische Bera-
tung.

Gleichbehandlungsrichtlinie der EU
(76/207/EWG)
Insgesamt eröffnet die Richtlinie neue
Chancen für die tatsächliche Durchset-
zung der Gleichstellung der Geschlechter,
insbesondere durch die Verpflichtung der
Mitgliedsstaaten, unabhängige (d. h. wei-
sungsfreie) Stellen einzurichten, die die
Gleichbehandlung aller Personen ohne
Diskriminierungen auf Grund des Ge-
schlechts fördern, analysieren und unter-
stützen sollen.
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Entwurf für eine Europäische Verfassung

Der Deutsche Frauenrat unterstützt die
Stellungnahme der EWL zum ersten Ent-
wurf einer Europäischen Verfassung. Ge-
genüber den Verantwortlichen in der Re-
gierung und den deutschen Vertretern im
Europäischen Konvent äußerte er sein Un-
verständnis darüber, dass dieser Entwurf
nicht einen einzigen Hinweis enthält auf
die Gleichberechtigung von Frauen und
Männern. Im Vergleich zum Amsterdamer
Vertrag deutet sich hier ein gravierender
Rückschritt an.

Weitere Informationen zur EWL im Internet:
www.womenlobby.org

Vereinigte Nationen

Frauenrechtsausschuss (CSW)
Der Deutsche Frauenrat hat besonderen
Beraterstatus beim Wirtschafts- und Sozi-
alrat der UN. In dieser Funktion nimmt er
als Nichtregierungsorganisation (NRO) in
der bundesdeutschen Regierungsdelegati-
on an den alljährlichen Sitzungen des UN-
Frauenrechtsausschusses (Commission on
the Status of Women) in New York teil.
Seit 1995 überprüft der CSW den Umset-
zungsprozess der Pekinger Plattform. So
wurden 2002 die Armutsbekämpfung so-
wie die Prävention und Bewältigung von
Naturkatastrophen verhandelt.

Die wichtigste Aufgabe der NRO-Vertrete-
rinnen ist es, den Kontakt zu parallel ta-
genden nationalen und internationalen
NROs zu halten und deren Diskussionen
und Beschlüsse in die Beratungen der De-
legation einzubringen.

Weitere Informationen zum CSW im Internet:
www.un.org/womenwatch/daw/csw

Vertretungen in Genf und Wien
Der Deutsche Frauenrat hat Vertreterinnen
bei den UN-Gremien in Genf und in Wien.
Das größte Ereignis in Genf 2002 war die
alljährliche Tagung der Menschenrechts-
kommission (18.3.-26.4.). Frauenpolitisch
bedeutsam waren insbesondere zwei Punk-
te: Die Sonderberichterstatterin zu Gewalt
gegen Frauen prangerte anhand zahlrei-
cher konkreter Beispiele die Gewalt gegen
Frauen und Mädchen in vielen Ländern an,
die immer noch durch Familienrecht, reli-

giöses Recht und traditionelle Rechtsnor-
men legitimiert und von vielen Regierungen
geduldet werde. Ihre klare Forderung: Tra-
dition und kulturelle Normen können diese
Gewalthandlungen nicht rechtfertigen. Die
Hohe Kommissarin, Mary Robinson (deren
Mandat inzwischen abgelaufen ist), forder-
te eine Europäische Konvention gegen
Menschenhandel.

In Wien hat die UN zwei Arbeitsschwer-
punkte: Drogenbekämpfung und Verbre-
chensverhütung.

Der Deutsche Frauenrat ist zur Zeit in drei
Komitees der NRO vertreten:
1. In der NRO „Alliance on Crime Preven-

tion and Criminal Justice“. Dort werden
die Themen der Kommission zur Ver-
brechensverhütung sowie die Arbeit
des Ad Hoc Committees zur Korrupti-
onsbekämpfung erörtert, vor- und
nachbereitet.

2. Im NRO „Committee on Ageing“, das
die Weltkonferenz zum Thema Alter im
April 2002 in Madrid und die ECE Um-
setzungskonferenz in Berlin im Sep-
tember 2002 vorbereitete.

3. Im NRO „Committee on the Status of
Women“, das die alljährlichen Sitzun-
gen des CSW in New York vorbereitet.

Internationaler Strafgerichtshof

Anfang Februar 2003 finden die ersten
Wahlen zum Internationalen Strafge-
richtshof (IStGH) statt. 18 RichterInnen-
Posten werden besetzt. Im Vorfeld der
Wahlen hat sich eine internationale Lobby
von Frauen für die Kandidatur von Frauen
eingesetzt, um gemäß des Römischen Sta-
tuts das neue Gremium geschlechterge-
recht zu besetzen. Der Deutsche Frauenrat
beteiligte sich an der Aktion und wandte
sich mit einer Anfrage an die Verantwort-
lichen in der deutschen Regierung. Die
Bundesrepublik hat dennoch einen Mann
aufgestellt. Unter den 45 internationalen
KandidatInnen waren bei Bewerbungs-
schluss zehn Frauen.

Die Kampagne „Women on the Court now“
im Internet: www.iccwomen.org

women and men. This represents a serious
step backwards in comparison to the Treaty

of Amsterdam.

United Nations

Commission 
on the Status of Women (CSW)

The Deutsche Frauenrat has the status of
special advisor to the Economic and Social

Council of the UN. In its function as an
NGO, it is also part of the delegation of the

German Federal Republic to the annual
meetings of the UN Commission on the

Status of Women in New York. Since 1995,
the CSW has been monitoring the imple-

mentation of the Beijing Platform. In 2002,
for example, the focus was on combating

poverty and preventing/handling 
natural catastrophes.

Representations in Geneva and Vienna

The Deutsche Frauenrat has representatives
at the UN commissions in Vienna 

and Geneva.

The Deutsche Frauenrat is currently 
represented in three NGO committees 

at the UN level:
1. In the „Alliance on Crime Prevention

and Criminal Justice“. This body discusses,
prepares, and processes issues for the

Commission on Crime Prevention and for
the work of the ad hoc Committee on

Combating Corruption.
2. In the „Committee on Aging“, which
prepared the NGOs for the world confe-

rence on aging held in Madrid in April
2002 and the ECE implementation confe-

rence held in Berlin in September 2002.
3. In the „Committee on the Status of
Women“, which prepares the annual

sessions of the CSW in New York.

International Criminal Court

The first elections for the International
Criminal Court (ICC) will be held in early

February, 2003. There are 18 judgeships to
be filled. In the lead-up to the elections, an
international women’s lobby was formed to

promote women candidates, in order for
the new body to have a fair gender 

distribution in accordance with the Rome
Statute. With the application process now

concluded, these combined efforts
succeeded in nominating 10 women

among the 45 international candidates.

The Deutsche Frauenrat was involved in the
campaign and sent a request to the

members of the German government
responsible for nomination. Despite this,

Germany selected a male candidate.

14



15

Treffen mit den Vorsitzenden 
der Einzelverbände

Der Deutsche Frauenrat legt großen Wert
darauf, den Zusammenhang zwischen
den Mitgliedsorganisationen zu stärken.
So fand im Jahr 2002 wieder ein Treffen
mit den Vorsitzenden der Einzelverbände
statt. Im Mittelpunkt des Gedankenaus-
tausches standen die aktuellen Aktivitä-
ten und Themen der Verbände: Berufswelt
und Bildung, Gewalt und Antidiskriminie-
rung, Frauengesundheit, Mentoring, Gen-
der Mainstreaming, Familienpolitik,
Alterssicherung und Armut, Ehrenamt,
Migration, Menschenrechte, internationa-
le Zusammenarbeit, Frieden, Europa.

Treffen der Redakteurinnen 
der Mitgliedsverbände

Auch wenn der Zugang zur Öffentlichkeit
für Frauen heute einfacher und selbstver-

ständlicher ist als früher, findet vieles, was
sie tun und denken, immer noch nicht Ein-
gang in den Medien-Mainstream. Frauen-
verbände und -initiativen unterhalten da-
her bis heute eine Vielzahl von regelmäßig
erscheinenden Zeitschriften, Bulletins und
Rundbriefen, die insgesamt einen großen
Kreis von Leserinnen und Multiplikatorin-
nen erreichten. Die Informationen für die
Frau des Deutschen Frauenrates, aber
auch die zahlreichen Publikationen seiner
Mitgliedsverbände sind dafür beste Bei-
spiele.

Dieser „Schatz“ soll gehoben werden.
Zum ersten Mal fand daher im Dezem-
ber 2002 ein Redakteurinnen-Treffen
der Mitgliedsverbände statt, bei dem die
unterschiedlichen Medien vorgestellt,
über ihre Bedeutung für die Verbands-
arbeit gesprochen und die Möglichkei-
ten der Zusammenarbeit ausgelotet
wurden.

Verbände verbinden
Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedsorganisationen

Forging Links
Joint efforts by member
organizations

Meeting for chairwomen

The Deutsche Frauenrat (National Council
of German Women’s Organizations) places
a high priority on strengthening the links
among its 55 member organizations. The
year 2002 continued with the annual
meeting of the chairwomen of the affiliated
associations and leagues together with the
executive board of the Deutsche Frauenrat.
The exchange of ideas at the meeting
focused on the associations’ current activi-
ties and issues: professional concerns and
education, violence and anti-discrimina-
tion, women’s health, mentoring, gender
mainstreaming, family policy, social security
and poverty, volunteer work, migration,
human rights, international cooperation,
peace, Europe.

Meeting for editors of member 
periodicals

Although it is easier for women to have
access to publicity and the media today,
much of what they do and think still does
not find its way into the mainstream
media. Women’s associations and groups
therefore support a large number of maga-
zines as well as regular bulletins and news-
letters, which reach a broad range of
readers and opinion-makers. Examples
include the Deutsche Frauenrat’s Informa-
tionen für die Frau („Information for
Women“) along with the numerous publi-
cations of its member organizations.

This resource should be utilized more
extensively. A first meeting of editors of the
member organizations’ periodicals was
therefore held in December of 2002, at
which the different media were introduced,
their role in the organizations discussed,
and the possibilities for joint actions
examined.

Zeit-
schriften-
titel von 
Mitglieds-
verbänden


